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Drucksache 2800 


Antrag 

der Fraktion der SPD 


Der Bundestag wolle besdiließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

Über die Haftpflicht des Bundes für Personen- und Sachschäden, 
die von der Bundeswehr verursacht werden 
(Bundeswehr-Haftpflichtgesetz) 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

§ 1 

(1) Wird durch die Einrichtungen der 
Bundeswehr oder durch das Verhalten eines 
Bundeswehrangehörigen, das ihm durch seine 
Zugehörigkeit zur Bundeswehr ermöglicht 
wurde, jemand getötet, sein Körper oder 
seine Gesundheit verletzt oder eine Sache be- 
schädigt, so ist der Bund verpflichtet, den 
Schaden zu ersetzen. 

(2) Der Ersatz eines Schadens, den ein Sol- 

dat im Dienst erleidet, bestimmt sich nach 
den Vorschriften des Soldatenversorgungsge- 
setzes vom (Bundesgesetzbl. I 

S. . . .). 

§ 2 

(1) Bei Tötung umfaßt der Schadensersatz 
die Kosten versuchter Heilung sowie den 
Vermögensnachteil, den der Getötete da- 
durch erlitten hat, daß während der Krank- 
heit seine Erwerbsfähigkeit aufgehoben oder 
gemindert oder sein Fortkommen erschwert 
oder seine Bedürfnisse vermehrt waren. 

(2) Die §§ 844 und 845 des Bürgerlichen 
Gesetzbuches finden Anwendung. 

§ 3 

(1) Bei Verletzung des Körpers oder der 
Gesundheit umfaßt der Schadensersatz die 


Heilungskosten sowie den Vermögensnach- 
teil, den der Verletzte dadurch erleidet, daß 
infolge der Verletzung dauernd oder zeit- 
weise seine Erwerbsfähigkeit aufgehoben 
oder gemindert oder sein Fortkommen er- 
schwert ist oder seine Bedürfnisse vermehrt 
sind. 

(2) Die §§ 842, 843 und 845 des Bürger- 
lichen Gesetzbuches finden Anwendung. 

§ 4 

(1) Bei Beschädigung einer Sache ist die 
Sache wiederherzustellen oder wiederzube- 
schaffen oder, falls dies nicht möglich, der 
Wiederbeschaffungswert in Geld zu ersetzen. 
Entgangener Gewinn und entgangene Nut- 
zungen sind zu vergüten. 

(2) Die §§ 848 bis 851 des Bürgerlichen 
Gesetzbuches finden Anwendung. 

§ 5 

Die §§ 254 und 846 des Bürgerlichen Ge- 
setzbuches sind entsprechend anzuwenden. 

§ 6 

Zur Sicherheitsleistung nach § 843 Abs. 2 
Satz 2 des Bürgerlichen Gesetzbuches ist der 
Bund nicht verpflichtet. 

§ 7 

Ansprüche aus Artikel 34 des Grundgeset- 
zes in Verbindung mit § 839 des Bürgerlichen 
Gesetzbuches bleiben unberührt. 
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§ 8 

Leistet der Bund auf Grund dieses Geset- 
zes Schadensersatz, so ist der Rückgriff gegen 
einen Soldaten der Bundeswehr oder einen 
Verwaltungsangehörigen des Bundes nur in- 
soweit zulässig, als dem Sdiuldigen Vorsatz 
oder grobe Fahrlässigkeit zur Last fällt. 


§ 9 

Die Ansprüche aus diesem Gesetz ver- 
jähren nach Maßgabe des § 852 des Bürger- 
lichen Gesetzbuches. 

§ 10 

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 
23. Juli 1955 In Kraft. 


Bonn, den 23. Oktober 1956 


Ollenhauer und Fraktion 



